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            Bericht: Zwei Hochsicherheitslaptops sichergestellt
         
      

      
         
         
            Bei den Hausdurchsuchungen, die Ende März an der Kärntner sowie an der Wiener Adresse des Spionageverdächtigen und Ex-BVT-Mitarbeiters Egisto Ott durchgeführt worden sind, ist APA-Angaben zufolge brisantes Beweismaterial sichergestellt worden. Es wurden zwei SINA-Laptops gefunden, auf denen sich womöglich hochsensible Daten befinden. Was Ott mit diesen Geräten vorhatte und wie er in ihren Besitz gelangt ist, ist Gegenstand der laufenden Ermittlungen.
An Otts Hauptwohnsitz in Paternion (Bezirk Villach-Land) fand sich ein SINA-Laptop in einem Regal im Arbeitsraum, in seiner Wohnung in Wien-Leopoldstadt war ein Gerät in einer Küchensockelleiste versteckt. Dieser Laptop war – wie aus einem Anlassbericht der AG Fama hervorgeht, der der APA vorliegt – noch originalverpackt und mit der Secnet-Banderole versehen.
SINA steht für Sichere Inter-Netzwerk Architektur, mit der die Übertragung und Verarbeitung von schützenswerten Informationen in unsicheren Netzen möglich ist. Die seit 2000 entwickelte SINA-Produktfamilie enthält die einzigen vom deutschen Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) bis zum höchsten nationalen Einstufungsgrad („Streng geheim“) zugelassenen IP-basierten Kryptosysteme. Schwerpunkt ist dabei der Schutz von elektronischen Informationen vor unberechtigten Zugriffen.
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            AK-Wahl startet in Wien, Niederösterreich und dem Burgenland
         
      

      
         
         
            Die Arbeiterkammer-(AK)-Wahl wird ab heute in der Ostregion fortgesetzt. Bis 23. April kann in Wien, Niederösterreich und dem Burgenland abgestimmt werden.
In Wien steht mit FSG-Spitzenkandidatin Renate Anderl auch die amtierende AK-Präsidentin zur Wahl – der Vorsitz der Bundesarbeitskammer geht traditionell an den Präsidenten bzw. die Präsidentin der Wiener Kammer. Die rote Fraktion hat eine absolute Mehrheit zu verteidigen, 2019 waren es in Wien fast 61 Prozent.
Christgewerkschafter, FPÖ und Grüne folgten auf den weiteren Plätzen, die Zehnprozentmarke konnte aber niemand von ihnen überspringen. Wahlberechtigt sind in Wien rund 770.000 Personen.
Steiermark wählt von 16. bis 29. April
In Niederösterreich sind knapp 500.000 Beschäftigte aufgerufen, ihre Vertretung zu wählen. Die FSG mit AKNÖ-Präsident Markus Wieser erzielte 2019 mit 61,9 Prozent und 70 Mandaten in der Vollversammlung die absolute Mehrheit, gefolgt von der Volkspartei Niederösterreich (NÖAAB-FCG) und den Freiheitlichen Arbeitnehmern. Bei der Wahl der burgenländischen Arbeiterkammer strebt der seit 2017 amtierende AK-Präsident Gerhard Michalitsch als FSG-Listenführer eine weitere Amtszeit an. Wählen dürfen im Burgenland laut AK über 80.000 Stimmberechtigte.
Beendet ist der Wahlreigen damit noch nicht, von 16. bis 29. April ist die Steiermark an der Reihe. In den übrigen Bundesländern fand der Urnengang bereits statt.
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            SPÖ-Expertenrat trat erstmals zusammen
         
      

      
         
         
            Der von SPÖ-Chef Andreas Babler ins Leben gerufene Expertenrat ist gestern erstmals zusammengetreten. Im Haus der Musik trafen sich die Gruppenleiterinnen und -leiter der einzelnen Bereiche, um die ersten Ergebnisse mit Babler zu besprechen.
Konkrete Projekte will der SPÖ-Chef dann bei seiner „Herz-und-Hirn-Rede“ beim Bundesparteirat am 27. April präsentieren. Österreich stehe aktuell vor vielen Problemen, die zum Teil von der schwarz-grünen Bundesregierung mitverursacht worden seien, so Babler.
Auch in den kommenden Jahren würden große Herausforderungen warten. Vonnöten seien daher „dringend“ innovative Ideen, sagte Babler: „Wir brauchen inhaltliche Expertise und Fachkompetenz.“ Und diese soll von dem von ihm initiierten Expertenrat kommen.
24 Fachbereiche
Er sei stolz, dass diese Expertinnen und Experten, darunter auch internationale, „an unserer Seite stehen“, so Babler. Alle würden freiwillig und unentgeltlich mitarbeiten, wie betont wurde. Insgesamt brächten sie ihre inhaltliche Kompetenz in 24 Fachbereiche ein.
„Mit all diesen Ideen wollen wir ein besseres Österreich ermöglichen.“ Denn wann immer die SPÖ regiert habe, sei es dem Land besser gegangen. „Wir sind bereit, Verantwortung zu übernehmen“, sagte der SPÖ-Chef.
Babler: Probleme „von unten denken“
Man formuliere „kein neues Partei- und auch kein neues Wahlprogramm“ und bilde auch „kein Schattenkabinett“, formulierte Energiemanager Marc Hall, der den Expertenrat leitet.
Man wolle aber sachlich und wissenschaftlich fundierte Ideen und Problemlösungen liefern. Man habe von Babler die Vorgabe erhalten, die Probleme immer auch „von unten zu denken“.
Weitere Expertinnen und Experten sind die Ärztin Miriam Hufgard-Leitner, der frühere Spitzendiplomat Wolfgang Petritsch, IG-Milch-Gründer Ewald Grünzweil und der Unternehmer Hermann Arnold.
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            Prognosen: Südkoreas Opposition siegt bei Parlamentswahl
         
      

      
         
         
            Die Opposition in Südkorea hat ersten Prognosen zufolge die Parlamentswahl in Südkorea gewonnen. Die Opposition habe ihre Mehrheit im Parlament ausbauen können, hieß es heute in den nach Schließung der Wahllokale veröffentlichten Prognosen.
Damit wäre der Plan der Partei von Präsident Yoon Suk Yeol, bei der Wahl die Mehrheit im Parlament zurückzugewinnen, gescheitert.
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            Biden kritisiert Netanyahu: Macht „Fehler“ im Gazastreifen
         
      

      
         
         
            US-Präsident Joe Biden hat seine harsche Kritik an der israelischen Kriegsführung im Gazastreifen erneuert. Den Kurs von Ministerpräsident Benjamin Netanyahu im Konflikt mit der radikalislamischen Hamas bezeichnete Biden in einem gestern Abend(Ortszeit) ausgestrahlten Fernsehinterview als „Fehler“. Er appellierte an Netanyahu, eine Waffenruhe zu schließen.
„Ich denke, was er macht, ist ein Fehler. Ich bin mit seinen Ansatz nicht einverstanden“, sagte Biden dem spanischsprachigen US-Sender Univision über Netanyahu. Der US-Präsident hat Israel im Krieg gegen die Hamas bisher durchgehend unterstützt, unter anderem mit Rüstungslieferungen.
Hilfe nur noch unter Bedingungen
Allerdings hat Biden angesichts der humanitären Not im Gazastreifen zuletzt immer deutlichere Kritik an der israelischen Kriegsführung geübt und Druck auf Netanyahu ausgeübt, auf eine Waffenruhe hinzuwirken, für den Schutz der Zivilbevölkerung und humanitärer Helferinnen und Helfer zu sorgen und mehr Hilfslieferungen in das Palästinensergebiet zu ermöglichen.
Am vergangenen Donnerstag machte Biden auch erstmals deutlich, dass die weitere US-Unterstützung für Israel im Gazakrieg von solchen Maßnahmen abhängt. Die israelische Regierung willigte daraufhin in die Öffnung weiterer Grenzübergänge für Hilfslieferungen ein. Auch kündigte die israelische Armee an, sich aus der Stadt Khan Younis im Süden des Gazastreifens zurückziehen zu wollen.
Militäroffensive weiter geplant
An seinen Plänen für eine Militäroffensive in der Stadt Rafah an der Grenze des Gazastreifens zu Ägypten hält Netanyahu jedoch trotz heftiger Kritik der US-Regierung sowie anderer westlicher Verbündeter fest.
Biden appellierte in dem am Dienstag ausgestrahlten Interview an Netanyahu, eine Waffenruhe abzuschließen, und in den kommenden sechs bis acht Wochen einen „vollständigen Zugang“ für internationale Lieferungen von Nahrungsmitteln und Medikamenten an die Bevölkerung des Gazastreifens zu ermöglichen.
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            Südkorea: Parlamentswahl als Stimmungstest
         
      

      
         
         
            In Südkorea haben die Menschen heute in einer richtungsweisenden Wahl über die Besetzung des Parlaments abgestimmt. Dabei hoffte die Partei von Präsident Yoon Suk Yeol darauf, die Mehrheit im Parlament zurückzugewinnen. In einem Wahllokal im Bezirk Gwangjin in der Hauptstadt Seoul standen die Menschen in der Früh (Ortszeit) geduldig an, um ihre Ausweise überprüfen zu lassen und ihre Stimmzettel zu erhalten, ehe sie in die Wahlkabinen gingen.
Erste Ergebnisse wurden für einige Stunden nach der Schließung der Wahllokale um 18.00 Uhr (Ortszeit, 11.00 Uhr MESZ) angekündigt.
Die Parlamentswahl ist zur Kampfabstimmung zwischen dem konservativen Präsidenten Yoon und dessen Partei Macht des Volkes (PPP) und seinem Rivalen Lee Jae Myung geworden. Lee war Yoon bei der Präsidentenwahl 2022 nur knapp unterlegen. Die Parlamentswahl könnte für ihn die Möglichkeit bieten, seinem Erzrivalen das Regieren zumindest zu erschweren.
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            Berichte über heftige Kämpfe in Myanmar
         
      

      
         
         
            Im Krisenland Myanmar gerät die regierende Militärjunta zunehmend unter Druck. Seit gestern Abend tobten in der Stadt Myawaddy an der Grenze zu Thailand heftige Kämpfe, berichteten dpa-Angaben zufolge heute örtliche Medien und Augenzeugen übereinstimmend.
Ein revolutionäres Bündnis unter Führung des bewaffneten Flügels der KNLA (Karen National Liberation Army) hatte dem Militär bereits Ende vergangener Woche in dem Gebiet schwere Verluste zugefügt. Nun griffen Rebellen offenbar erneut Stellungen der Armee an.
„KNLA-Rebellen und Kräfte ihrer Allianz sind in die Stadt eingedrungen und haben die Kontrolle über alle wichtigen Regierungsbüros übernommen“, sagte Saw Yoon Ngal, ein Einwohner aus Myawaddy gegenüber der dpa. Es sei zu heftigen Kämpfen gekommen, und die Junta habe mit Luftangriffen reagiert. Mehrere Gebäude in der wichtigen Handelsstadt seien in Flammen aufgegangen. Lokale Medien bestätigten diese Angaben.
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            Arizona: Abtreibungsverbot aus 1864 für gültig erklärt
         
      

      
         
         
            Im US-Bundesstaat Arizona könnte schon bald ein 160 Jahre altes Abtreibungsverbot wieder in Kraft treten. Der Oberste Gerichtshof des US-Bundesstaates entschied gestern, dass ein Gesetz von 1864 Anwendung finden dürfe, wonach Schwangerschaftsabbrüche selbst in Fällen von Vergewaltigung oder Inzest untersagt sind. Ausnahmen gelten nur, sollte das Leben der betroffenen Frau in Gefahr sein. Inwieweit das Gesetz vollstreckt werden wird, ist allerdings unklar.
So setzten die Richterinnen und Richter zunächst eine 14-tägige Frist, um möglicherweise noch offene verfassungsrechtliche Fragen vor einer unteren Instanz klären zu lassen. Innerhalb dieser Zeitspanne trat das Gesetz erst einmal nicht in Kraft. Wegen einer separat laufenden Klage könnte diese Zeitspanne noch einmal um weitere 45 Tage verlängert werden.
Gesetz aus Zeit ohne Frauenwahlrecht
Zudem kündigte die Generalstaatsanwältin von Arizona an, das Gesetz nicht vollstrecken zu wollen. Strafverfolgungsbehörden auf lokaler Ebene würde das aber nicht unbedingt davon abhalten, dem Gesetz Folge zu leisten, hieß es in US-Medien. Bereits jetzt ist Abtreibung in Arizona ab der 15. Schwangerschaftswoche verboten, es sei denn, das Leben der Mutter ist in Gefahr.
Die Justizministerin von Arizona, die Demokratin Kris Mayes, kritisierte die Entscheidung. Sie wies darauf hin, dass das Gesetz aus einer Zeit stammte, als Arizona noch kein US-Bundesstaat war, der Bürgerkrieg tobte und Frauen nicht wählen durften.
Strittiges Thema im Wahlkampf
Das Recht auf Abtreibung ist ein wichtiges Wahlkampfthema vor der Präsidentschafts- und Kongresswahl im November. Der demokratische Präsidentschaftsbewerber und Amtsinhaber Joe Biden verurteilte das Urteil umgehend. Er warf den Republikanern vor, „den Frauen die Freiheit wegnehmen“ zu wollen.
Eine Stellungnahme des republikanischen Bewerbers Donald Trump liegt noch nicht vor. Er hatte kürzlich für Unmut unter Erzkonservativen gesorgt mit der Weigerung, sich für den Fall eines Wahlsiegs zu einem nationalen Abtreibungsverbot zu bekennen. Einer Reuters/Ipsos-Umfrage vom März zufolge sind 57 Prozent der US-Bürger der Meinung, dass eine Abtreibung in den meisten oder allen Fällen legal sein sollte.
Roe v. Wade 2022 aufgehoben
In Arizona leben etwa 7,4 Millionen Menschen. Die Region im Südwesten der USA wurde 1912 zum Bundesstaat. Das Gesetz aus der Zeit davor verbietet alle Abtreibungen außer solchen zum Schutz des Lebens der Mutter. Vorgesehen sind für die Ausführung einer Abtreibung oder einer Beihilfe dazu fünf Jahre Gefängnis. Die Gruppe Planned Parenthood hatte 1971 dagegen geklagt und von einem Gericht recht bekommen.
Es wurde ohnehin 1973 ausgesetzt, als das oberste Gericht der USA mit dem Urteil Roe v. Wade ein landesweites Recht auf Abtreibung festlegte. Der Supreme Court hob das 2022 in neuer Besetzung wieder auf, womit die Entscheidung über Abtreibungen an die Bundesstaaten zurückfiel.
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            Irland will einen Staat Palästina formell anerkennen
         
      

      
         
         
            Irland hat sich im Nahost-Konflikt für eine Zweistaatenlösung ausgesprochen und will Palästina in Kürze formell als Staat anerkennen. Das sagte der stellvertretende irische Premier und Außenminister Micheal Martin gestern Abend in Dublin. Die Anerkennung hinauszuzögern, sei „nicht länger glaubwürdig oder haltbar“.
Er habe mit anderen Ländern, die an Friedensinitiativen im Gaza-Krieg beteiligt seien, Gespräche über die Anerkennung geführt und die Absicht, der Regierung einen formellen Vorschlag zur Anerkennung zu unterbreiten, sobald die internationalen Diskussionen darüber abgeschlossen seien.
„Aber haben Sie keine Zweifel, die Anerkennung eines palästinensischen Staates wird geschehen.“ Die Regierung des EU-Mitglieds gehört seit Kriegsbeginn zu den Kritikern des israelischen Vorgehens im Gazastreifen. Mit einer Zweistaatenlösung ist ein unabhängiger palästinensischer Staat gemeint, der friedlich Seite an Seite mit Israel existiert. Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu lehnt eine Zweistaatenlösung ab.
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            Ukraine meldet neue russische Drohnenangriffe
         
      

      
         
         
            Die Ukraine ist nach Angaben ihres Militärs in der Nacht auf heute von Russland erneut mit Drohnen angegriffen worden. 14 von insgesamt 17 Drohnen, die die russischen Streitkräfte abgefeuert hätten, seien abgeschossen und zerstört worden, so der Kommandeur der ukrainischen Luftstreitkräfte, Mykola Oleschtschuk.
Dessen Angaben zufolge habe die ukrainische Luftabwehr zudem zwei von Russland auf die Hafenstadt Odessa abgefeuerte Lenkflugkörper des Typs Ch-59 zerstört.
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            Russland-Unterstützung: USA warnen China vor Konsequenzen
         
      

      
         
         
            Die USA haben China gewarnt, das Land angesichts der anhaltenden Unterstützung Russlands im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg zur Verantwortung zu ziehen. US-Vizeaußenminister Kurt Campbell sagte gestern (Ortszeit), russische Gebietsgewinne könnten das Kräfteverhältnis in Europa „in einer Weise verändern, die offen gesagt inakzeptabel ist“. „Wir haben China direkt gesagt, dass sich das, wenn das so weitergeht, auf die Beziehungen zwischen den USA und China auswirken wird. Wir werden nicht tatenlos zusehen und sagen, dass alles in Ordnung ist.“
„Das steht im Widerspruch zu unseren Interessen“, fuhr Campbell fort. Er sagte, für die Vereinigten Staaten sei die Aufrechterhaltung von Frieden und Stabilität in Europa die historisch wichtigste Mission.
Lawrow in China
Campbell antwortete auf eine Frage zum gestrigen Besuch des russischen Außenministers Sergej Lawrow in China. Dort hatten sich Lawrow und sein chinesischer Kollege Wang Yi für eine Stärkung der strategischen Zusammenarbeit ihrer Länder ausgesprochen. Chinas Präsident Xi Jinping sagte laut Staatsmedien, dass sein Land bereit sei, „gemeinsam mit Russland die bilaterale Kommunikation“ und die „multilaterale strategische Koordination zu stärken“.
Die USA haben wiederholt mit Sanktionen gedroht, sollte China substanzielle Maßnahmen zur Unterstützung Russlands ergreifen. Russland und China haben ihre Beziehungen seit dem Beginn der russischen Invasion in der Ukraine im Februar 2022 vertieft. Angesichts der zunehmenden internationalen Isolierung Moskaus hat Peking laut Beobachtern dabei die Oberhand. China nimmt eigenen Angaben zufolge eine neutrale Position im Ukraine-Krieg ein und befürwortet offiziell eine politische Lösung zur Beendigung der Kämpfe.
Ukraine erhält von USA beschlagnahmte Waffen
Nach Angaben vonseiten der US-Regierung habe die Ukraine unterdessen Tausende beschlagnahmte Maschinengewehre aus dem Iran erhalten. Die Waffen seien vom US-Militär und den Streitkräften von Verbündeten auf vier Schiffen ohne Flagge zwischen 2021 und 2023 im Arabischen Meer beschlagnahmt worden, teilte das US-Justizministerium gestern mit. Die Schiffe hätten sich auf dem Weg vom Iran in den Jemen befunden.
Es seien rund 5.000 Sturmgewehre vom Typ AK-47, Scharfschützengewehre und Maschinengewehre sowie rund 500.000 Schuss Munition gesichert worden, hieß es weiter. Dem Justizministerium zufolge wollte der Iran die Waffen den Huthi-Rebellen im Jemen schicken – ein Verstoß gegen eine Resolution des UNO-Sicherheitsrats. Die USA erklärten die Munition folglich zu ihrem Eigentum.
„Mit diesem Waffentransfer stört die Regierung der Vereinigten Staaten die destabilisierenden Bemühungen des Iran und unterstützt den Kampf der Ukraine gegen die brutale, unprovozierte Invasion Russlands“, sagte US-Justizminister Merrick Garland. Die US-Regierung ließ der Ukraine bereits zuvor vom Iran beschlagnahmte Munition zukommen.
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            Sanktionsbeschluss gegen zwei russische Oligarchen gekippt
         
      

      
         
         
            Das Gericht der EU hat Sanktionsbeschlüsse der Europäischen Union gegen die russischen Oligarchen Michail Fridman und Pjotr Awen gekippt. Der Rat der EU habe bei den Entscheidungen zwischen Februar 2022 und März 2023 keine hinreichenden Belege für die Aufnahme in die Sanktionsliste geliefert, entschieden die Richter heute in Luxemburg. Die Sanktionsbeschlüsse waren als Reaktion auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine gefasst worden.
Die Entscheidung bedeutet allerdings nicht, dass Fridman und Awen sofort von der EU-Sanktionsliste gestrichen werden müssen. Zum einen kann gegen das Urteil noch vor dem höchsten europäischen Gericht, dem Europäischen Gerichtshof (EuGH), vorgegangen werden. Zum anderen hat der Rat der EU bereits neue Sanktionsbeschlüsse gegen die beiden Männer erlassen, die zunächst nicht von dem Urteil betroffen sind.
Gelder eingefroren, Einreiseverbot
Fridman und Awen sind Gründer und wichtige Anteilseigner des großen Finanzkonzerns Alfa-Group. Die EU hatte gegen die Milliardäre kurz nach dem russischen Angriff auf die Ukraine im Februar 2022 Strafmaßnahmen verhängt. Sie fror Gelder ein und erließ ein Einreiseverbot, auch die US-Regierung sanktionierte diese. Im vergangenen Jahr hatten sich mehrere russische Oppositionelle allerdings dafür ausgesprochen, Fridman und andere von der Sanktionsliste zu streichen.
Die EU hatte die Sanktionen damit begründet, dass Fridman und Awen russische Entscheidungsträger finanziell unterstützt und damit die territoriale Unversehrtheit der Ukraine untergraben hätten. Die Richter entschieden nun aber, dass diese Vorwürfe nicht hinreichend belegt seien und die Aufnahme in die Liste daher ungerechtfertigt sei. Auch wenn sich möglicherweise eine gewisse Nähe der beiden Personen zum russischen Präsidenten Wladimir Putin bejahen lasse, beweise das nicht, dass damit Maßnahmen unterstützt würden, die die Ukraine bedrohten.
Vor knapp drei Wochen hatte das EU-Gericht bereits die Sanktionen gegen den Ex-Formel-1-Rennfahrer Nikita Masepin gekippt. Begründet wurde das damit, dass die familiäre Beziehung zu seinem Vater – einem Geschäftsmann mit angeblich enger Freundschaft zum russischen Präsidenten Putin – nicht genüge, um anzunehmen, dass er durch gemeinsame Interessen mit ihm verbunden sei.
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            Armutsgefährdung: Fachleute fordern Strukturreformen[image: ]
         
      

   








   
      
         
            Firmenpleiten auf höchstem Stand seit 15 Jahren
         
      

      
         
         
            Im ersten Quartal dieses Jahres sind 1.091 Firmeninsolvenzen angemeldet worden. Dabei handelt es sich um den höchsten Wert seit 15 Jahren, teilte der Allgemeine Kreditorenverband (AKV) Europa heute in einer Aussendung mit. Die Gläubigerschützer gehen davon aus, dass es heuer mehr als 4.000 Insolvenzen und inklusive der Insolvenzabweisungen mangels Masse mehr als 7.000 Insolvenzverfahren geben wird.
Die Anzahl der Firmeninsolvenzen stieg gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 35,01 Prozent, wobei zunehmend auch größere, am Markt etablierte Unternehmen mit mehreren hundert Beschäftigten von der Insolvenz betroffen waren, teilten die Gläubigerschützer weiters mit.
Sanierungsplanquote bei rund 40 Prozent
So ist die Anzahl der von der Insolvenz betroffenen Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer um 63,95 Prozent auf 5.294 Personen gestiegen. Dass die Passiva im ersten Quartal um mehr als das Vierfache auf fast 2,2 Mrd. Euro gestiegen sind, ist vor allem auf die weiteren Signa-Insolvenzen zurückzuführen.
In rund einem Viertel der aufgehobenen Verfahren wurden mit den Gläubigern Sanierungspläne vereinbart. Der Durchschnitt der Sanierungsplanquote lag bei 42,30 Prozent. In etwa der Hälfte der Fälle erhielten die Gläubiger mehr als 25 Prozent, die andere Hälfte musste sich mit weniger begnügen. Und in rund einem Drittel der Insolvenzaufhebungen kam es zu Verteilungen mit einer Quote von durchschnittlich 15,38 Prozent.
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            Grünes Licht für Signa-Development-Sanierungsplan
         
      

      
         
         
            Die Hauptversammlung der insolventen Signa Development hat dem Sanierungsplan heute zugestimmt. Die Treuhandlösung bleibe damit bestehen, teilte das Unternehmen in einer Aussendung mit. Neu in den Aufsichtsrat wurden Karin Exner-Wöhrer, Claudia Badstöber, Michael Mitterdorfer und Martina Scheibelauer gewählt. Ex-Bundeskanzler und Ex-SPÖ-Chef Alfred Gusenbauer, Wüstenrot-Chefin Susanne Riess-Hahn sowie der Ex-RBI-CEO Karl Sevelda schieden damit aus dem Gremium aus.
Auch Christoph Stadlhuber legte nach Angaben des Insolvenzverwalters sein Mandat zurück. Nur der Finanzvorstand der deutschen RAG-Stiftung, Jürgen-Johann Rupp, verbleibt von den bisherigen Mitgliedern. Wer den Vorsitz im Aufsichtsrat übernimmt, soll sich bei der konstituierenden Sitzung am Nachmittag entscheiden.
Eine Vergütung für das Geschäftsjahr 2023 wird es für die scheidenden Mitglieder des Aufsichtsrats mit Beschluss der Hauptversammlung nicht geben. Die Mitglieder hätten darauf laut Aussendung aber ohnehin verzichtet.
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            Gehaltspoker bei AUA in 20. Runde[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Diözese Eisenstadt kündigt Bauern Pachtverträge[image: ]
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            Rekord bei Balkonkraftwerken in Wien[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Obstbauern hoffen auf frostfreie Nächte[image: ]
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            NHL: Minnesota endgültig aus Play-off-Rennen[image: ]
         
      

   









   
      
         
            KAC dreht drittes ICE-Finalmatch gegen Salzburg[image: ]
         
      

   









   
      
         
            ÖFB-Frauen erkämpfen in EM-Quali Sieg in Polen[image: ]
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            Steirischer Pensionist überwältigt Einbrecher im Haus[image: ]
         
      

   









   
      
         
            OÖ: 71-Jähriger mit Rasentraktor tödlich verunglückt[image: ]
         
      

   








   
      
         
            Michigan-Amokschütze: Zehn bis 15 Jahre Haft für Eltern
         
      

      
         
         
            Die Eltern des Jugendlichen, der bei einem Schusswaffenangriff auf eine Schule im US-Bundesstaat Michigan vier Menschen getötet hat, sind zu langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt worden. Richterin Cheryl Matthews vom Bezirksgericht Oakland County verurteilte die 46-jährige Jennifer Crumbley und ihren 47-jährigen Ehemann James gestern zu zehn und 15 Jahren Haft. Es ist das erste Mal, dass Eltern in einem solchen Fall wegen fahrlässiger Tötung verurteilt wurden.
Ihr inzwischen 17-jähriger Sohn Ethan verbüßt eine lebenslange Haftstrafe für die Tat. Er tötete am 30. November 2021 an der Oxford High School nördlich von Detroit vier Schüler und verletzte sieben weitere Menschen.
Matthews sagte in ihrer Urteilsbegründung, es könne zwar von Eltern „nicht erwartet werden, dass sie Gedanken lesen können“. Doch gehe es bei den Verurteilungen nicht um „schlechte Erziehung“, sondern um „wiederholte Handlungen oder das Fehlen von Handlungen“, die die Tragödie hätten vermeiden können.
Während der beiden getrennt geführten Prozesse wurden die Eheleute beschuldigt, Warnungen über die psychischen Probleme ihres Sohnes ignoriert zu haben. Jennifer Crumbley gab an, dass ihr Mann dem Sohn die Tatwaffe, eine Pistole des Herstellers Sig Sauer vom Kaliber neun Millimeter, nur wenige Tage vor der Tat als vorzeitiges Weihnachtsgeschenk gekauft hatte. Sie selbst ging mit dem Jungen einen Tag nach dem Kauf zu einem Schießstand.
Am Tag des Angriffs waren die Eheleute zur Schule gerufen worden, nachdem ein Schüler besorgniserregende Zeichnungen bei ihrem Sohn gefunden hatte. Ihnen wurde geraten, ihren Sohn in psychologische Beratung zu geben. Die Eltern sträubten sich dagegen, ihren Sohn mit nach Hause zu nehmen, dieser ging in seine Klasse zurück. Später suchte er eine Toilette auf, kam mit der Waffe in der Hand wieder heraus und feuerte mehr als 30 Schüsse ab.
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            Italien: Drei Tote bei Explosion in Wasserkraftwerk
         
      

      
         
         
            Bei einer Explosion in einem Wasserkraftwerk an einem Stausee im Norden Italiens sind gestern mindestens drei Arbeiter ums Leben gekommen. Die Behörden befürchteten am Abend, dass sich die Zahl der Todesopfer in der Anlage am Stausee von Suviana zwischen den Städten Bologna und Florenz noch erhöhen könnte: Mehr als acht Stunden nach dem Unglück, das sich gegen 15.00 Uhr ereignete, wurden noch vier Beschäftigte vermisst. Mindestens fünf Arbeiter erlitten teils schwere Brandverletzungen.
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Nach ersten Erkenntnissen sei bei Arbeiten an einer Turbine in etwa 30 Meter Tiefe Feuer ausgebrochen, wodurch es dann zu der Explosion gekommen sei. Die Feuerwehr hatte wegen starker Rauchentwicklung große Mühe, in dem Kraftwerk an die Unglücksstelle zu gelangen.
Der Stausee liegt in einem Regionalpark des Apennins auf einer Höhe von knapp 500 Metern. Der Bürgermeister der nahe gelegenen Gemeinde Camougnano, Marco Masinara, berichtete von Arbeiten an den Turbinen und im Inneren des Gebäudes. Der Unfall habe sich unterhalb des Wasserspiegels ereignet. Infolge der Explosion sei auch Wasser in das Kraftwerk eingedrungen, hieß es.
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            Umfassende Studie: Wertekluft nimmt weltweit zu[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Spurensuche zum „Meidlinger L“[image: ]
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            Cannes: Goldene Ehrenpalme für George Lucas
         
      

      
         
         
            „Star Wars“-Erfinder George Lucas wird bei den Filmfestspielen von Cannes die Goldene Ehrenpalme für sein Lebenswerk erhalten. Die Organisatoren erklärten gestern, Lucas sei „untrennbar“ mit der legendären Science-Fiction-Saga und den „Indiana Jones“-Filmen verbunden. Lucas habe in seiner Filmkarriere Blockbuster-Filme mit „Noblesse“ erschaffen und damit Zuschauern und Zuschauerinnen auf der ganzen Welt einen „unvergleichlichen Genuss“ beschert.
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„Die Filmfestspiele von Cannes hatten schon immer einen besonderen Platz in meinem Herzen“, bekräftigte Lucas. 1971 habe es ihn „überrascht und erfreut“, als sein erster Film „THX 1138“ an der Croisette gezeigt wurde. „Seitdem bin ich als Drehbuchautor, Regisseur und Produzent viele Male zu dem Festival zurückgekehrt“, sagte Lucas. „Ich fühle mich wirklich von dieser besonderen Anerkennung, die mir sehr viel bedeutet, geehrt.“
Die 77. Filmfestspiele von Cannes finden von 14. bis 25. Mai an der französischen Mittelmeer-Küste statt. Im vergangenen Jahr hatten die US-Schauspieler Michael Douglas und Harrison Ford die Goldenen Ehrenpalmen erhalten.
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